
 

Satzung 
der 

ZEAL Network SE 
 

Inhaltsverzeichnis 

I. Allgemeine Bestimmungen .................................................................................... 2 

§ 1 Firma, Sitz und Geschäftsjahr .................................................................... 2 
§ 2 Gegenstand des Unternehmens ................................................................ 2 
§ 3 Bekanntmachungen ................................................................................... 2 

II. Grundkapital und Aktien ........................................................................................ 3 

§ 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals ..................................................... 3 

III. Organe ................................................................................................................. 3 

§ 5 Organe der Gesellschaft ............................................................................ 3 

IV. Vorstand .............................................................................................................. 4 

§ 6 Zusammensetzung und Geschäftsordnung ................................................ 4 
§ 7 Vertretung der Gesellschaft ....................................................................... 4 
§ 8 Geschäftsführung ...................................................................................... 4 

V. Aufsichtsrat........................................................................................................... 5 

§ 9 Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung ................................... 5 
§ 10 Vorsitzender und Stellvertreter ................................................................. 6 
§ 11 Geschäftsordnung.................................................................................... 6 
§ 12 Sitzungen ................................................................................................. 6 
§ 13 Beschlussfassung .................................................................................... 7 
§ 14 Ausschüsse ............................................................................................. 8 
§ 15 Vergütung ................................................................................................ 9 
§ 16 Änderungen der Satzungsfassung ......................................................... 10 

VI. Hauptversammlung ........................................................................................... 10 

§ 17 Ort, Einberufung und Teilnahme an der Hauptversammlung; Bild- und 
Tonübertragung ............................................................................................. 10 
§ 18 Stimmrecht............................................................................................. 11 
§ 19 Leitung der Hauptversammlung ............................................................. 11 
§ 20 Beschlussfassung .................................................................................. 12 

VII. Jahresabschluss und Gewinnverwendung ........................................................ 12 

§ 21 Jahresabschluss und Ergebnisverwendung ........................................... 12 
§ 22 Gründungsaufwand ................................................................................ 13 

 



– 2 – 

I. 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

(1) Die Gesellschaft führt die Firma ZEAL Network SE. 

(2) Sitz der Gesellschaft ist Hamburg. 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Tätigkeit einer geschäftsleitenden Hol-
ding, d.h. die Zusammenfassung von Unternehmen unter einheitlicher Leitung, 
deren Beratung sowie die Übernahme sonstiger Dienstleistungen und betriebs-
wirtschaftlicher Aufgaben für Unternehmen, die insbesondere in der Entwicklung, 
Bereitstellung und dem Vertrieb von Produkten und Dienstleistungen auf dem Ge-
biet der elektronischen Medien, insbesondere der internet-basierten Vermittlung 
der Teilnahme an Lotterien, tätig sind. 

(2) Die Gesellschaft kann in den in Abs. (1) genannten Tätigkeitsbereichen auch 
selbst tätig werden, insbesondere einzelne Geschäfte vornehmen. 

(3) Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, die zur Er-
reichung und Verwirklichung des Gegenstands gemäß Abs. (1) notwendig oder 
nützlich erscheinen. Sie kann hierzu insbesondere Niederlassungen im In- und 
Ausland errichten sowie Unternehmen gründen, erwerben oder sich an ihnen be-
teiligen, Beteiligungen an Unternehmen veräußern oder Unternehmensverträge 
abschließen. 

§ 3 
Bekanntmachungen 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. 

(2) Die Gesellschaft kann im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den Inhabern 
zugelassener Wertpapiere Informationen auch im Wege der Datenfernübertra-
gung übermitteln. 
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II. 
Grundkapital und Aktien 

§ 4 
Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 22.396.070. Das Grundkapital ist 
eingeteilt in 22.396.070 Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag). 

(2) – leer –. 

(3) Die Aktien werden als Namensaktien ausgegeben. Die Aktionäre werden in das 
Aktienregister eingetragen. 

(4) Trifft bei einer Kapitalerhöhung der Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung dar-
über, ob die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen lauten sollen, so 
lauten sie auf den Namen. 

(5) Die Form der Aktienurkunden, der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine sowie 
von Schuldverschreibungen und Zins- und Erneuerungsscheinen bestimmt der 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Ein Anspruch auf Einzel- oder Mehr-
fachverbriefung der Aktien ist ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zulässig 
und nicht eine Verbriefung nach den Regeln einer Börse vorgeschrieben ist, an 
der die Aktien zum Handel zugelassen sind. Die Gesellschaft ist berechtigt, gegen 
Kostenerstattung Aktienurkunden auszustellen, die einzelne oder mehrere Aktien 
verkörpern. 

(6) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend 
von § 60 Abs. 2 S. 3 AktG bestimmt werden. 

III. 
Organe 

§ 5 
Organe der Gesellschaft 

Die Gesellschaft ist eine dualistisch strukturierte SE im Sinne von Art. 38 lit. b) 1. Alt. 
SE-VO. Sie verfügt über einen Vorstand (Leitungsorgan), einen Aufsichtsrat (Aufsichts-
organ) sowie über eine Hauptversammlung der Aktionäre. 
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IV. 
Vorstand 

§ 6 
Zusammensetzung und Geschäftsordnung 

(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Im Übrigen bestimmt 
der Aufsichtsrat die Zahl der Mitglieder des Vorstands. 

(2) Die Mitglieder des Vorstands werden vom Aufsichtsrat für einen Zeitraum von 
höchstens fünf Jahren bestellt. Wiederbestellungen, jeweils für höchstens fünf 
Jahre, sind zulässig. 

(3) Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertre-
tenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen. Es können stellvertretende Vor-
standsmitglieder bestellt werden. 

(4) Der Aufsichtsrat kann eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlassen. Der Ge-
schäftsverteilungsplan des Vorstands bedarf seiner Zustimmung. 

§ 7 
Vertretung der Gesellschaft 

(1) Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind 
mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Mitglie-
der des Vorstands oder durch ein Mitglied des Vorstands in Gemeinschaft mit 
einem Prokuristen vertreten. Stellvertretende Vorstandsmitglieder stehen hin-
sichtlich der Vertretungsmacht ordentlichen Vorstandsmitgliedern gleich. 

(2) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Mitglieder des Vorstands einzelvertre-
tungsbefugt sind. Besteht der Vorstand nur aus einer Person, vertritt diese die 
Gesellschaft stets allein. 

(3) Der Aufsichtsrat kann alle oder einzelne Mitglieder des Vorstands und zur gesetz-
lichen Vertretung gemeinsam mit einem Vorstand berechtigte Prokuristen von 
dem Verbot der Mehrvertretung gemäß § 181 2. Alt. BGB befreien; § 112 AktG 
bleibt unberührt. 

§ 8 
Geschäftsführung 

(1) Der Vorstand darf folgende Geschäfte nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats vor-
nehmen: 

(a) Aufstellung des Budgets für das folgende Geschäftsjahr; 
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(b) Gründung oder Beendigung von Gesellschaften oder Unternehmen sowie 
Erwerbe und Veräußerungen von Beteiligungen an anderen Unternehmen 
(ausgenommen sind Beteiligungserwerbe, infolge derer die Gesellschaft di-
rekt oder indirekt nicht mehr als 5 % des Kapitals eines anderen Unterneh-
mens halten wird, Beteiligungsveräußerungen, wenn die Gesellschaft vor 
der Veräußerung weder direkt noch indirekt 5 % oder mehr des Kapitals des 
betreffenden anderen Unternehmens hält, jegliche Beteiligungserwerbe- o-
der Veräußerungen mit Gegenleistungen von bis zu EUR 1 Million sowie 
jegliche Beteiligungserwerbe- oder Veräußerungen, die Gesellschaften oder 
Unternehmen mit ruhendem Geschäftsbetrieb betreffen); 

(c) Sicherheitsleistungen, Abgabe von Bürgschaften und Garantien sowie Ein-
gehung von Wechselverpflichtungen außerhalb des gewöhnlichen Ge-
schäftsverkehrs; 

(d) interne Organisationsveränderungen von wesentlicher Bedeutung. 

(2) Der Aufsichtsrat kann jederzeit weitere Geschäfte von seiner Zustimmung abhän-
gig machen. Er kann widerruflich die Zustimmung zu einem bestimmten Kreis von 
Geschäften allgemein oder für den Fall, dass das einzelne Geschäft bestimmten 
Bedingungen genügt, im Voraus erteilen. 

V. 
Aufsichtsrat 

§ 9 
Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern. 

(2) Die Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte 
Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt, höchstens aber für sechs 
Jahre. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. 
Die Hauptversammlung kann eine kürzere Amtszeit bestimmen. Eine Wiederwahl 
ist – auch mehrfach – möglich. Die Bestellung eines Nachfolgers eines vor Ablauf 
seiner Amtszeit ausgeschiedenen Mitglieds erfolgt, soweit die Hauptversamm-
lung die Amtszeit des Nachfolgers nicht abweichend bestimmt, für den Rest der 
Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds. 

(3) Mit der Bestellung eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatzmit-
glied bestellt werden, das Mitglied des Aufsichtsrats wird, wenn das Aufsichtsrats-
mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet, ohne dass ein Nachfolger bestellt 
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ist. Das Amt eines in den Aufsichtsrat nachgerückten Ersatzmitglieds erlischt, so-
bald ein Nachfolger für das ausgeschiedene Aufsichtsratsmitglied bestellt ist, spä-
testens mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. 

(4) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch 
eine unter Benachrichtigung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats an den Vorstand 
zu richtende textförmliche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen 
niederlegen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats - oder im Falle der Niederlegung 
durch den Vorsitzenden, der Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden – kann 
eine Fristverkürzung oder einen Verzicht auf die Frist erklären. Die Möglichkeit 
zur Niederlegung des Amts mit sofortiger Wirkung bei Vorliegen eines wichtigen 
Grunds bleibt unberührt. 

§ 10 
Vorsitzender und Stellvertreter 

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und mindestens einen 
Stellvertreter für die in § 9 Abs. (2) dieser Satzung bestimmte Amtszeit. Die Wahl 
erfolgt unter dem Vorsitz des an Lebensjahren ältesten anwesenden Mitglieds 
des Aufsichtsrats im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichts-
ratsmitglieder bestellt worden sind, in einer ohne besondere Einberufung stattfin-
denden Sitzung. Dasselbe gilt entsprechend für den Fall der gerichtlichen Bestel-
lung. Scheiden der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit 
aus ihren Ämtern aus, so hat der Aufsichtsrat eine Neuwahl für die restliche Amts-
zeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

(2) Der Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden hat nur dann die gesetzlichen 
und satzungsmäßigen Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn dieser ver-
hindert ist. 

§ 11 
Geschäftsordnung 

Der Aufsichtsrat setzt im Rahmen von Gesetz und Satzung seine Geschäftsordnung 
selbst fest. 

§ 12 
Sitzungen 

(1) Der Aufsichtsrat soll in der Regel eine Sitzung im Kalendervierteljahr, er muss 
zwei Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten. 

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden des Aufsichts-
rats mit einer Frist von vierzehn Tagen unter Bestimmung der Form der Sitzung 
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in Textform einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absen-
dung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden 
Fällen kann die Einberufung auch mündlich oder telefonisch unter angemessener 
Verkürzung der Frist erfolgen. 

(3) Mit der Einberufung sind Ort, Datum und Tageszeit der Sitzung sowie die Gegen-
stände der Tagesordnung mitzuteilen. 

(4) Die Leitung der Sitzung obliegt dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats, bei dessen 
Verhinderung seinem Stellvertreter oder hilfsweise dem ältesten oder einem an-
deren einstimmig hierzu bestimmten Mitglied des Aufsichtsrats. Der Sitzungsleiter 
bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt 
werden, sowie die Art und Reihenfolge der Abstimmungen. 

§ 13 
Beschlussfassung 

(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Ist ein 
Gegenstand der Tagesordnung nicht ordnungsgemäß angekündigt worden, darf 
hierüber nur beschlossen werden, wenn kein in der Sitzung anwesendes Auf-
sichtsratsmitglied widerspricht. Mangels Widerspruchs eines anwesenden Auf-
sichtsratsmitglieds ist abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern in diesem Fall Gele-
genheit zu geben, binnen einer vom Sitzungsleiter zu bestimmenden angemes-
senen Frist ihre Stimme textförmlich oder mittels gebräuchlicher Telekommunika-
tionsmittel abzugeben oder aber in gleicher Form der Beschlussfassung zu wi-
dersprechen. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn die abwesenden Aufsichts-
ratsmitglieder der Beschlussfassung vor Ablauf der gesetzten Frist zugestimmt 
oder innerhalb dieser Frist nicht widersprochen haben. 

(2) Außerhalb von Sitzungen sind Beschlussfassungen durch textförmliche Stimm-
abgaben sowie durch Stimmabgaben mittels gebräuchlicher Telekommunikati-
onsmittel zulässig, wenn der Aufsichtsratsvorsitzende dies für den Einzelfall be-
stimmt. Ein Widerspruchsrecht der Mitglieder des Aufsichtsrats besteht nicht. Sol-
che Beschlüsse werden vom Abstimmungsleiter, der entsprechend § 12 Abs. (4) 
bestimmt wird, schriftlich festgestellt und allen Mitgliedern zugeleitet. 

(3) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, 
aus denen er insgesamt zu bestehen hat, jedoch in keinem Fall weniger als drei 
Mitglieder, an der Beschlussfassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann in 
diesem Sinne an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der 
Stimme enthält oder seine Stimme gemäß Abs. (2) oder (4) abgibt. 

(4) Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können an Beschlussfassungen des Auf-
sichtsrats dadurch teilnehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder 
schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen. Darüber hinaus können abwe-
sende Aufsichtsratsmitglieder ihre Stimme vor der Sitzung, während der Sitzung 
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oder nachträglich innerhalb einer vom Sitzungsleiter zu bestimmenden angemes-
senen Frist textförmlich oder mittels gebräuchlicher Telekommunikationsmittel 
abgeben, sofern kein in der Sitzung anwesendes Mitglied widerspricht; ein Wi-
derspruch kann jedoch nicht erhoben werden, wenn das bzw. die abwesenden 
und das bzw. die anwesenden Aufsichtsratsmitglieder untereinander im Wege all-
seitigen und gleichzeitigen Sehens und Hörens in Verbindung stehen und den 
Beschlussgegenstand erörtern können. Die in Form gemischter Beschlussfas-
sungen gefassten Beschlüsse werden vom Sitzungsleiter schriftlich festgestellt 
und allen Mitgliedern zugeleitet. 

(5) Innerhalb einer Sitzung dürfen Abstimmungen zu Tagesordnungspunkten wieder-
holt werden. Im Falle eines von der vorherigen Abstimmung abweichenden Be-
schlusses gilt die vorherige Abstimmung als nicht erfolgt. Eine nochmalige Wie-
derholung der Abstimmung in derselben Sitzung ist nur zulässig, wenn sämtliche 
der bei der bzw. den vorherigen Abstimmung(en) anwesenden Mitglieder des Auf-
sichtsrats dem zustimmen. 

(6) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 
soweit nicht durch die Satzung oder das Gesetz eine andere Mehrheit zwingend 
vorgeschrieben ist. Stimmenthaltungen gelten nicht als Stimmabgabe. Ergibt eine 
Abstimmung Stimmengleichheit, so hat bei einer erneuten Abstimmung über den-
selben Gegenstand, wenn auch sie Stimmengleichheit ergibt, der Vorsitzende 
zwei Stimmen. Dies gilt auch bei Wahlen. 

(7) Der Vorsitzende und – bei Verhinderung des Vorsitzenden – der Stellvertreter sind 
ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung der Beschlüsse des 
Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse erforderlichen Willenserklärungen abzuge-
ben sowie Erklärungen für den Aufsichtsrat entgegenzunehmen. 

(8) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sind als Nachweis, 
nicht jedoch als Wirksamkeitserfordernis, Niederschriften anzufertigen, die vom 
Sitzungsleiter – bzw. bei Abstimmungen außerhalb von Sitzungen vom Abstim-
mungsleiter – zu unterzeichnen und allen Mitgliedern zuzuleiten sind. 

§ 14 
Ausschüsse 

(1) Der Aufsichtsrat kann im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften aus seiner Mitte 
Ausschüsse bilden und ihnen in seiner Geschäftsordnung oder durch besonderen 
Beschluss Aufgaben und Befugnisse übertragen. Dem Aufsichtsrat ist regelmäßig 
über die Arbeit der Ausschüsse zu berichten. 

(2) Für Aufsichtsratsausschüsse gelten die Bestimmungen des § 11, § 12 Abs. (2) bis 
(4) sowie § 13 Abs. (1), (2), (4) bis (6) und (8) sinngemäß; die Geschäftsordnung 
des Aufsichtsrats kann im Rahmen des Gesetzes Abweichendes anordnen. Bei 
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Abstimmungen und bei Wahlen gibt im Falle der Stimmengleichheit die Stimme 
des Vorsitzenden des Ausschusses den Ausschlag. 

(3) Der Vorsitzende des Ausschusses ist ermächtigt, die zur Durchführung der Be-
schlüsse des Aufsichtsratsausschusses erforderlichen Willenserklärungen in des-
sen Namen abzugeben. 

§ 15 
Vergütung 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr eine feste 
jährliche Grundvergütung von EUR 45.500, die für den Vorsitzenden das Dreifa-
che und für den stellvertretenden Vorsitzenden das Zweifache beträgt. 

(2) Für die Tätigkeit in einem oder mehreren Ausschüssen des Aufsichtsrats erhalten 
die Mitglieder des Aufsichtsrats eine zusätzliche jährliche Vergütung von EUR 
17.500, die für den jeweiligen Vorsitzenden das Zweifache beträgt. 

(3) Bei unterjährigen Veränderungen im Aufsichtsrat und/oder seinen Ausschüssen 
erfolgt die Vergütung zeitanteilig unter Aufrundung auf volle Monate. Nimmt ein 
Aufsichtsratsmitglied an einer oder mehreren Sitzungen des Aufsichtsrats nicht 
teil, so reduziert sich ein Drittel der ihm nach Abs. (1) zustehenden Gesamtver-
gütung prozentual im Verhältnis der im Geschäftsjahr stattgefundenen Aufsichts-
ratssitzungen gegenüber den Aufsichtsratssitzungen, an denen das Aufsichts-
ratsmitglied nicht teilgenommen hat. Das gilt entsprechend für die Ausschussver-
gütung nach Abs. (2), wenn ein Ausschussmitglied an einer oder mehreren Sit-
zungen des Ausschusses nicht teilnimmt. 

(4) Die Vergütung nach Abs. (1) wird nach Ablauf der Hauptversammlung fällig, die 
den Konzernabschluss für das jeweilige Geschäftsjahr entgegennimmt oder über 
seine Billigung entscheidet. 

(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner Ersatz aller baren Auslagen sowie 
der etwa auf ihre Vergütung und Auslagen anfallenden Umsatzsteuer. 

(6) Die Gesellschaft kann zugunsten der Mitglieder des Aufsichtsrats eine Vermö-
gensschaden-Haftpflichtversicherung zu marktüblichen und angemessenen Kon-
ditionen abschließen, welche die gesetzliche Haftpflicht aus der Aufsichtsratstä-
tigkeit abdeckt. 

(7) Über andere Vergütungsarten sowie Leistungen mit Vergütungscharakter für die 
Mitglieder des Aufsichtsrats entscheidet die Hauptversammlung durch Beschluss. 
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§ 16 
Änderungen der Satzungsfassung 

Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur die Fassung 
betreffen. 

VI. 
Hauptversammlung 

§ 17 
Ort, Einberufung und Teilnahme an der Hauptversammlung; 

Bild- und Tonübertragung 

(1) Die Hauptversammlung findet nach Wahl des einberufenden Organs am Sitz der 
Gesellschaft, an einem deutschen Börsenplatz, an dem die Aktien der Gesell-
schaft zum regulierten Markt zugelassen sind, oder in einer deutschen Stadt mit 
mehr als 250.000 Einwohnern statt. 

(2) Die Hauptversammlung wird vorbehaltlich der nach Gesetz oder Satzung vorge-
sehenen Einberufungsrechte des Aufsichtsrats und anderer befugter Personen 
durch den Vorstand einberufen. Die Einberufung der Hauptversammlung hat so 
rechtzeitig zu erfolgen, dass die gesetzliche Frist für die Einberufung gewahrt ist. 

(3) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die am Tag der Hauptversammlung im 
Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind und deren Anmeldung der Ge-
sellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse in Textform 
oder auf einem in der Einberufung bezeichneten elektronischen Weg mindestens 
sechs Tage vor der Versammlung in deutscher oder englischer Sprache zugeht. 
In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist für die An-
meldung vorgesehen werden. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des 
Zugangs sind nicht mitzurechnen. 

(4) Wenn dies in der Einladung zur Hauptversammlung angekündigt ist, kann der 
Versammlungsleiter die Bild- und/oder Tonübertragung der Hauptversammlung in 
einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zulassen. 

(5) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Hauptversammlungen, die inner-
halb von fünf Jahren nach Eintragung dieser Satzungsregelung in das Handels-
register stattfinden, ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevoll-
mächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten werden (virtuelle Haupt-
versammlung). Auf virtuelle Hauptversammlungen finden vorbehaltlich zwingen-
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der gesetzlicher Vorgaben und mangels ausdrücklich abweichender Satzungsbe-
stimmungen alle Regelungen dieser Satzung für Hauptversammlungen entspre-
chende Anwendung. 

(6) Mitgliedern des Aufsichtsrats, mit Ausnahme des Versammlungsleiters, ist die 
Teilnahme an Hauptversammlungen im Wege der Bild- und Tonübertragung ge-
stattet, wenn das betreffende Mitglied an der physischen Teilnahme am Ort der 
Hauptversammlung verhindert ist oder seinen Wohnsitz im Ausland hat, eine An-
wesenheit am Ort der Hauptversammlung mit einer unangemessen langen Rei-
sedauer verbunden wäre oder wenn die Hauptversammlung als virtuelle Haupt-
versammlung abgehalten wird. 

§ 18 
Stimmrecht 

(1) Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

(2) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Ertei-
lung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegen-
über der Gesellschaft bedürfen der Textform, sofern in der Einberufung keine Er-
leichterungen bestimmt werden. Die Einzelheiten für die Erteilung der Vollmach-
ten, ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenüber der Gesellschaft werden mit 
der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. § 135 AktG bleibt un-
berührt. 

§ 19 
Leitung der Hauptversammlung 

(1) Die Leitung der Hauptversammlung erfolgt durch den Vorsitzenden des Aufsichts-
rats oder einen anderen vom Aufsichtsrat bestimmten Versammlungsleiter. Für 
den Fall, dass keine dieser Personen den Vorsitz übernimmt, wird der Versamm-
lungsleiter unter dem Vorsitz des Aktionärs mit dem höchsten in der Hauptver-
sammlung erschienenen Anteilsbesitz oder seines Vertreters durch die Hauptver-
sammlung gewählt. 

(2) Der Versammlungsleiter leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge, 
in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die Art, 
Form, Reihenfolge und weitere Einzelheiten der Abstimmungen. 

(3) Der Versammlungsleiter kann die Reihenfolge der Redebeiträge bestimmen und 
das Frage- und Rederecht der Aktionäre angemessen beschränken. Er kann ins-
besondere bereits zu Beginn oder während der Hauptversammlung den zeitlichen 
Rahmen für den ganzen Verlauf der Versammlung oder für die Aussprache zu 
einzelnen Tagesordnungspunkten sowie die Rede- und Fragezeit generell oder 
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für den einzelnen Redner festsetzen; das schließt insbesondere auch die Mög-
lichkeit ein, erforderlichenfalls die Wortmeldeliste vorzeitig zu schließen und den 
Schluss der Debatte anzuordnen. Im Falle einer virtuellen Hauptversammlung 
gelten Sätze 1 und 2 auch hinsichtlich des Nachfragerechts und des Fragerechts 
zu neuen Sachverhalten. 

§ 20 
Beschlussfassung 

(1) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht Regelungen der 
Satzung oder zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. Soweit nicht zwingende 
gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, bedarf es für Satzungsänderungen ei-
ner Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen bzw., sofern mindes-
tens die Hälfte des Grundkapitals vertreten ist, der einfachen Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Sofern das Gesetz für Beschlüsse der Hauptversammlung 
außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, genügt, soweit ge-
setzlich zulässig, die einfache Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertrete-
nen Grundkapitals. 

(2) Zu den abgegebenen Stimmen zählen nicht die Stimmen, die mit Aktien verbun-
den sind, deren Inhaber nicht an der Abstimmung teilgenommen oder sich der 
Stimme enthalten oder einen leeren oder ungültigen Stimmzettel abgegeben ha-
ben. 

VII. 
Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

§ 21 
Jahresabschluss und Ergebnisverwendung 

(1) Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss, den 
Konzernabschluss und die jeweiligen Lageberichte für das abgelaufene Ge-
schäftsjahr aufzustellen und dem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzulegen. Nach 
Eingang des Prüfungsberichts sind der Jahresabschluss, der Konzernabschluss, 
die jeweiligen Lageberichte und der Prüfungsbericht dem Aufsichtsrat vorzule-
gen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag für die Verwen-
dung des Bilanzgewinns vorzulegen. 

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag 
für die Verwendung des Bilanzgewinns sowie den Konzernabschluss und den 
Konzernlagebericht zu prüfen und über das Ergebnis seiner Prüfung schriftlich an 
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die Hauptversammlung zu berichten. Er hat seinen Bericht innerhalb der gesetz-
lichen Frist dem Vorstand zuzuleiten. Am Schluss des Berichts hat der Aufsichts-
rat zu erklären, ob er den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und Kon-
zernabschluss billigt. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, 
so ist dieser festgestellt. 

(3) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie den 
Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage einzustellen-
den Beträge und eines Verlustvortrags verbleibt, zum Teil oder ganz in andere 
Gewinnrücklagen einstellen. Die Einstellung eines größeren Teils als der Hälfte 
des Jahresüberschusses ist nicht zulässig, soweit die anderen Gewinnrücklagen 
die Hälfte des Grundkapitals übersteigen oder nach der Einstellung die Hälfte des 
Grundkapitals übersteigen würden. 

(4) Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss fest, so ist ein Viertel des Jah-
resüberschusses, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage einzustellen-
den Beträge und eines Verlustvortrags verbleibt, in andere Gewinnrücklagen ein-
zustellen. 

(5) Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem fest-
gestellten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. Die Hauptversammlung 
kann anstelle oder neben einer Bar- auch eine Sachausschüttung beschließen. 
Nach Ablauf eines Geschäftsjahrs kann der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats im Rahmen des § 59 AktG einen Abschlag auf den voraussichtlichen 
Bilanzgewinn an die Aktionäre auszahlen. 

§ 22 
Gründungsaufwand 

(1) Die ZEAL Network SE ist durch Formwechsel der Tipp24 AG in die Rechtsform 
der Europäischen Gesellschaft (SE) im Wege der Verschmelzung der Egela Be-
teiligungsverwaltungs AG, Wien, Österreich, auf die Tipp24 AG entstanden. Die 
Tipp24 AG trägt die Kosten in Bezug auf die Verschmelzung der Egela Beteili-
gungsverwaltungs AG auf die Tipp24 AG (Notar-, Gerichts-, Veröffentlichungskos-
ten, Kosten der Rechts- und Steuerberatung, Kosten der Gesellschafterver-
sammlung) bis zu einem Höchstbetrag von EUR 150.000. 

(2) Die Tipp24 AG ist im Wege der formwechselnden Umwandlung aus einer Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung entstanden. Diese Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung hat die mit der Gründung verbundenen Kosten und Abgaben bis zu ei-
nem Betrag von höchstens EUR 1.500 getragen. Die Tipp24 AG hat die Kosten 
des Formwechsels (Notar-, Gerichts-, Veröffentlichungskosten, Kosten der 
Rechts- und Steuerberatung einschließlich Kosten der Gründungsprüfung, Kos-
ten der Gesellschafterversammlung) bis zu einem Höchstbetrag von EUR 15.000 
getragen. 
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